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Quart.LerDla.n~nq "GRUNDACKER SUED" 

Die Einwohnergemeinde Füllinsdorf erl~sst gestützt auf § 4 
des Baugc:sc::tzes vom 15.Juni 1967 für das Gebiet "Grundacker 
Süd" QuartiE:~rplan-Vorschriften bestehend aus QuartierplCin 
(Teil 1 + 2) und Reglement. -

A. ~-:i-ecl1ement:. 

\ 

1.1. Die Quartierplan-Vorschriften finden Anwendung 
innerhalb des Quartierplan-Perimeters. 

1.2. Die Vorschriften sind verbindlich für: 

- Lage, Gr~sse und Gestaltung der Bauten 

- Art und Mass der Nutzung der einzelnen 
Teile des Quartiers und der Bauten 

- Gestaltung der Freifl~chen 

2. Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 

2.1. 

y 

Lage und Grösse der Bauten (Grundfl~che, Ge-
schosszahl) sowie Lage und Zahl der Pflicht-
parkpl~tze gem~ss Quartierplan sind verbind-
lich. Die Erstellung weiterer Bauten ist nicht 
zul~ssig. 

2.2. Für die Geb~ude gelten die Profile des Quar-
\ tierplanes Teil 2. 

2.3. Geringfügige Abweichungen bezüglich der Bau-
körper. sind soweit möglich, als sie im Rahmen 
der Ueberbauung nicht auffallen. Sie bedürfen 
der Zustimmung des Gemeinderates und der Bau-
direktion. 
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4. 

2.4. Die begehbaren Terrassen werden mit Cement-
steinen belegt. Die nicht-begehbaren D~cher 
sind als Kiesklebed~cher auszubilden. 

2.5. Material und Farbe der Fassaden und Fenster, 
Dachgesimse, Balkone und Sonnenstoren aller 
Bauk6rper sind so aufeinander abzustimmen, 
dass ein ~sthetisch ansprechender Gesamt-
eindruck entsteht. Für öie Bepflanzung der 
Terrassen ist eine Gcnügcnde Anzahl von 
C;j .co S sen 131 11r:1e rlJ')G l-lä 1 ;:C;.L-' rl "'\t~-(.} l .... ZU S (*~ l'"lC rl,.. 

2. (). Die ganze UeberbC:lul:.nc, \rJird an c:ie Ani.:cnnc.::;n-
Anlaqe der Gemcd~-lcC l<'ülLLnsdorf an\]eschlossen. 
SiCjene l"ernsc:h- uncl Eac:iio-An tennen si cd nj_cll t 
zLllässi·S~: • 

2.7. Die (;(:~ s teLl t~Llrlq SV()J~' ,sell.ci r-:-=,~~~rl ~j(:?l tC:ll. c.i.UC}-l für 
spei te.ce U~cll)ö.u t,:; fl dll:j 1{2 j ;() \la tio l1(~ri. 
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4.2. Die Freiflächen dürfen nur nach aussen hin 
mit Hecken umgeben werden. 

4.3. Die Ausführung der privaten 1tJeg- und Platz-
anlagen hat grundsätzlich nach Quartierplan 
zu erfolgen. Die Gestaltung dieser Wege und 
Platzanlagen, sowie die Beleuchtung haben 
nach einheitlichem Projekt zu erfolgen. 

4.4. Spätere Veränderunaen am privaten Wegnetz 
k5nnen nur mit Zustimmung von Gemeinderat und 
Baudirektion vorgenommen werden. Die Einheit-
lichkeit der Wegbeläge und der Beleuchtung 
muss dabei jedoch erhalten bleiben. 

4.5. Dem Gemeinderat steht bei der Gestaltung der 
Freiflächen ein verbindliches Mitspracherecht 
zu. 

5. Eeali sierunq der Qua cU .. E: !:"') 1 ;cH;-Ü:.::l),=:c})auunq 

5.1. Bei etappenweiser ~ealisierung dcr Quartier-
pI an- Ueberbauung sind I~(.::ben2.nl ilgen wi e pri va tc~ 
~Jege uncJ Plätze, Fr(:;ifLlchcD, Kinder:3piel-
pltitze usw. entsprechend der Gr~sse der je-
vJeiliq(~n Bauvolumen mit zu erstellen. 

5.2. Ist die teilweis(c: Scstellung einer NC;JC:::nD.nlci;:c 
aus techni sehen Gründen nich t Inö'Jl i eh ocJe:::.~ ;::~ll:3 

finanziellen Gründen noc~ nic~t zumut~a~, so 
kann c::U.e i3dL,dire~ctio:l auf A:l.trac} dc (;cLlc;:~n(.('::­

riltes provisorische i\nlacjen :üewil1i'Jcn. 

5.3. Die spätere ParzelLLccunC] ist c]cstat~et, l/erL: 

d i l; \/(~.r~VJ i l.."'J( 1 i cl-'l LI rl\j "L.1 rlcj. Ci c~x.'" 130 s t cllJ(i c: r~; .t' ;)-~_ ~1.C­

ti8rplaEur~(J dadu.:..~cll,ÜC1"lC in l"rai~Je ,-::c,:; L:.'L.:.c 
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6. Schlussbestimmungen 

6.1. Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der 
Quartierplanvorschriften. Das Baubewilli-
gungsverfahren gem~ss § 22 und §§ 25 ff der 
Vollziehungsverordnung zum Baugesetz bleibt 
vorbehalten. 

6.2. Alle im Widerspruch zu den Quartierplanvor-
schriften stehenden früheren Zonenvorschriiten 
gelten als aufgehoben. 

6.3. Die Quartierplanvorsch~iften treten mit der 
Genehmigung durch elen 1<.e erung sra·c :Ln ,(ecl' ts-
J<:.t' Cl i.~ t: • 

Beschlüsse Gemeinde: 

Gemeinderat: 

Gemeindeversammlung: 

Auflage- Verfahren: 

Der 

Der Gemeindeverwalter: 

.~~~~k>ratsbeschluss Nr: 21Sl. 

~~~hreiber: ~ 

1 3, Juni 1971 



Ausnahmebestimmung zum Reglement der Quartierplanung 
Grundacker Süd mit RRB Nr. 2752 vom 17.8.1971 

1. In Abwägung öffentlicher und privater Interessen sowie in Wür-
digung der besonderen umstände des Einzelfalles kann die Bewil-
ligungsbehörde auf Antrag des Gemeinderates Ausnahmen von den 
Gesamtüberbauungs-/Quartierplan-Vorschriften bewilligen. 
Dies gilt insbesondere für Massnahmen, die entweder 
- der Steigerung der Wohnqualität, oder 
- der Energieeinsparung, oder 
- der Nutzung sich erneuernder Energien 
dienen. 

2. Ausnahmen für bauliche oder gestalterische Einzelrnassnahmen, 
die entweder für 
- das architektonische Erscheinungsbild, oder 
- das städtebauliche Konzept, oder 
- die Erschliessung, oder 
- die Umgebungsgestaltung 

"abe crw§gungen RRB 

von präjudizieller Bedeutung sind, dürfen jedoch nur aufgrund 
eines Gesamtkonzepts erteilt werden. Dieses bedarf der Genehmi-
gung des Gemeinderates und der zuständigen kantonalen Instanzen 
und ist für alle weiteren gleichartigen Ausnahmen richtungswei-
send. Es ist integrierender Bestandteil des entsprechenden Bau-
gesuches und ist mit diesem öffentlich aufzulegen. 

Beschluss des Gemeinderates: 

Beschluss der Gemeindekommission: 

Beschluss der Einwohnergemeinde-
Versammlung: 

Publikation der Planauflage im 
Amtsblatt Nr. 45 vom 

Planauflage: 

17.09.1990 

15.10.1990 

30.10.1990 

08.11 .1990 

1 4 . 11 . bis 1 4 . 1 2 . 1 990 

NAMENS DES GEMEINDERATES 
Der Präsident: Der Verwalter: 

Vom Regierungsrat des Kantons 
Basel-Landschaft genehmigt 
mit Beschluss Nr. ~qq vom 

Publikation des Regierungsratsbe-
schlusses im Amtsblatt Nr. /~ vom 

r---~~-_-'------'-~--'.~'-' -
;~ - , , 

._..... . _ • ~ , "_ . '_u J 

1 9. Feb. 1991 

.2/ . .3.9/ 
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Gemeinde Füllinsdorf 
Quartierplanung Grundacker Süd 

Regelung betreffend Terrassenverglasungen und Wintergärten 

A. ALLGEMEINES 

Gemäss Reglement zur Quartierplanung Grundacker Süd (RRB 2752 vom 
17.8.1971) sind grundsätzlich ausser den bestehenden Bauten keine 
weiteren mehr zulässig. Ausserdem ist die maximale Nutzung ausge-
schöpft. Demgegenüber besteht ein Bedürfnis für Terrassenvergla-
sungen und Wintergärten. 
Gestützt auf die von der Gemeindeversammlung am 30.10.1990 be-
schlossene Ergänzungsbestimmung kann der Gemeinderat in begründe-
ten Fällen Ausnahmen von den Quartierplanvorschriften bewilligen. 
Als Grundlage für solche Ausnahmen muss jedoch ein allgemeingülti-
ges Konzept vorliegen. Dieses wird hiermit wie folgt festgelegt: 

B. KONZEPT 

1. Grösse und Situierung der Wintergärten 

Die Wintergärten dürfen eine Grundfläche von maximal 15 m2 
aufweisen.- - --
Für die Situierung, die äusseren Abmessungen und die Glasauf-
teilungen sind die vom Gemeinderat am 5.8.1991 bewilligten 
Grundriss- und Fassadenpläne verbindlich. 

2. Material und Farbgebung I Gestaltung 

- Tragkonstruktion schlank und unauffällig 
Isolierverglasung naturbelassen (nicht getönt oder verspie-
gelt) 

- Die Farbgebung der Tragkonstruktion und einer allfälligen Be-
schattungsanlage (Storen, Lamellen usw.) ist im konkreten 
Einzelfall dem Gemeinderat zur Genehmigung vorzulegen. 

3. Bewilligungswesen 

Es ist für jeden Einzelfall eine kantonale Baubewilligung not-
wendig. Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen des 
kantonalen Baugesetzes. Von den kantonalen Behörden können zu-
sätzliche Auflagen oder Bedingungen gemacht werden. 

Füllinsdorf, 11.6.1992 NAMENS DES GEMEINDERATES 
Der Präsident: Der Verwalter: 





Gemeinde Füllinsdorf

Kanton Basel-Landschaft

Zonenreglement Siedl ung
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Beschluss des Gemeinderates:

Beschluss der Gemeindekommission:

Beschluss der Einwohnergemeindeversamm lung:

Referendumsfrist:

Publikation der Planauflage im Amtsblatt Nr' 11

Planauflage:

ftt\narä orf r 34 .csA ""L3

16. November2021

29. November 2O21

7. Dezember2O2l

ungenutzt abgelaufen

vom 17. März2O22

17 . März 2022 - 15. Apnl 2022

Iter:

lm Namen des Gemeinderates

Die Präsidentin: Der Geme

Vom Regierungsrat des Kanton Basel-Landschaft genehmigt

Mit Beschluss Nr vom

Die Landschreiberin:

2o23 * €23 2 0. Juni Z0Zg
Publikation des Regierungsratsbeschlusses

lm Amtsblatt r.rr. Q3 vom !.2" Juni Z6ZJ

ä, l/e* DiatuoL-



Aufbau der Mutation zum Zonenreglement Siedlung
zur Orientierung

Reglementstext Das rechtskräftige Zonenreglement Siedlung der Gemeinde Füllinsdorf (RRB
Nr. 1596vom 15, November2011, unterBerücksichtigung dernachgefolgten Mutationen)wirdwie
folgt abgeändert:

Rot dargestellte Beslimmungstexte und greetriehene-.Anderungen unterliegen der Beschlussfas-
sung der Einwohnergemeindeversammlung und der Genehmigung durch den Regierungsrat.
Graue Texte sind bereits rechtskräftig und dienen der lnformation. ,

Die Kommentarspalte und die Prinzipskizzen im Anhang dienen der Erläuterung der Bestimmungs-
inhaite und unterliegen demzufolge nicht der Beschlussfassung.

S:\Projekte\Fillllnsdorfl24043_MutzVS-GWR-NGK-KNP\o2-ReglementäU4043-Reg01-Mutation_2021-Zonenrsglement_ZR_GENEHMIGUN9_?023_01_0F,doc

Beaöeitung:

Auftragsnummer:

Stierli + Ruggli
lngenieure + Raumplaner AG

Dok€tatus:
Verfasser:
Version:
Datum:

24.O43
Reglement

EB
Genehmigung

05.01.2023
EB

ln Zusammenarbeit mit der Bauveruraltung

Kontrolle / Freigabe:



Zonenreglement Siedl ung, Füllinsdorf Bestimmungsinhalt Kommentarspalte

if;" GeTRnRENZONEN

$'Xg Gefahrenzonenallgemein

1 Für Neubauten und Anlagen sowie für wesentliche Anderungen bestehender
Bauten und Anlagen, welche in rechtskräftigen Gefahrenzonen realisiert werden
sollen, sind Massnahmen zu treffen, die diese Objekte gegen Einwirkungen der
spezifischen Naturgefahren hinreichend schützen.

2 ln Bauzonen, die mit einer Gefahrenzone erheblicher Gefährdung überlagert
sind, gilt grundsätzlich ein Bauverbot für sämtliche bewilligungspflichtige Bauten
und Anlagen.

3 ln weitgehend überbauten Bauzonen, die mit einer Gefahrenzone erheblicher
Gefährdung überlagerl sind, kann die Baubewilligungsbehörde auf Antrag der
Bauherrschaft und nach Stellungnahme der zuständigen Fachstellen sowie der
Gemeinde Ausnahmen von den Schutzmassnahmen beim Erteilen der Baube-
willigung zulassen.

I ni^ L^,.1;^L^^ ll^^^F^Ln^- ,,^i .t^.^h lAfi.l,, 'h^ /.liä =r rm a^hr '+: trar rtan ona
slv vsgrlvr rrr r\er rY,

zifischen Naturgefahren geplant sind, sind in den Baugesuchsunterlagen darzu-
stellen und zu beschreiben.

5 Die Haftu4g des Gemeinwesens für die aufgrund der Gefahrenzonen zu er-
greifenden baulichen Schutzmassnahmen oder für Schutzmassnahmen, die
aufgrund eines Ausnahmeantrags bewilligt wurden, ist ausgeschlossen.

$ 5ü Gefahrenzonen überschwemmung

1 Bauten und haustechnische Anlagen sind so zu bauen, dass sie durch mögli-

che Hochwasserereignisse von mittlerer Eintretenswahrscheinlichkeit (Jährlich-

keit 100 Jahre) und unter Beachtung der gemäss der Gefahrenzone ausgewie-
senen Gefahrenstufe nicht wesentlich beschädigt werden oder Folgeschäden
verursachen.

Darüberhinausgehende Schutzmassnahmen, welche das Sicherheitsniveau der
Baute oder Anlage erhöhen, liegen in der Eigenverantwortung. Weitergehende
Schutzmassnahmen sind zwingend auszuführen, wenn das reglementarische
Schu?ziel die Sicherheit von Personen in und um die Baute oder Anlage nicht
angemessen zu gewährleisten vermag.

Mit dem Baugesuch ist für jede Baute und Anlage eine auf der Naturgefahren-
karle basierende massgebende Schutzhöhe zu definieren, die sich an der ma-
ximalen Überschwemmungshöhe eines Hochwassers mit mittlerer Eintretens-
wahrscheinlichkeit (Jährlichkeit 100 Jahre) orientiert. Als Messbasis für die
massgebende Schutzhöhe gilt das gewachsene bzw. vorliegende, gestaltete
Terrain im unmittelbaren Nahbereich des zu schützenden Objektes.

2 Gebäudeteile, welche unterhalb der massgebenden Schutzhöhe liegen, sind
wasserdicht auszugestalten. Unterhalb der massgebenden Schutzhöhe sind
ungeschützte Öffnungen in der Gebäudehülle untersagt.

3 Gebäudehüllen unterhalb der massgebenden Schu2höhe sind so zu erstellen,
dass sic dcn Beanspruchungen (Wasserdruck, Nässe, Schwemmmaterial)
durch mögliche Hochwasserereignisse genügen.

a Der Gemeinderat kann im Rahmen eines Baugesuchs Ausnahmen bei der
Baubewilligungsbehörde beantragen, falls dies Hochwasserschutzmassnahmen
rechtfertigen.

5 30 ßtsG
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Ab urß ir; wElct'iem Masse zLin
Seispiet aine Äpderung.ler mas-
sgebenö"n Kate zum Messen '/ot
Fassa de n - u fl c G e bä u cie höhe n
(aufqru n {i'f eff ai n,/erä nderu nger'
i, Zusamt!1efthang nit Hachwas.
seischuiz) tnögiich !st, rnuss im
,q.a iifl e h + i ret rlaeressgnäbwä
gung getiär1 ,.verden Dabei isi
iilsbesfindere das Or{s- i-rnd

Lan{js cli a{ tsb ilcj tn ii ei.vu bezi€-
he,

Seite 19



Zonenreglement Siedlung, Füllinsdorf Bestimmungsinhalt 

§ 51 Gefahrenzonen Rutschung

1 Bauten und haustechnische Anlagen sind so zu bauen, dass sie durch die Art 
der möglichen Rutschereignisse l,md unter Beachtung der gemäss der Gefah­
renzone ausgewiesenen Gefahrenstufe nicht wesentlich beschädigt werden 
oder Folgeschäden verursachen. Für spontane Rutschungen und Hangmuren 
gilt ein Ereignis mit mittlerer Eintretenswahrscheinlichkeit (Jährlichkeit 100 Jah­
re) als Schutzziel. Insbesondere sind bei Bauvorhaben Böschungen sowie 
Baugruben nach Anweisung eines Geologen fachgerecht zu sichern. 

Darüberhinau!,\gehende Schutzmassnahmen, welche das Sicherheitsniveau der 
Baute oder Anlage erhöhen, liegen in der Eigenverantwortung. Weitergehende 
Schutzmassnahmen sind zwingend auszuführen, wenn das reglementarische 
Schutzziel die Sicherheit von Personen in und um die Baute oder Anlage nicht 
angemessen zu gewährleisten vermag. 

2 Die Ver- und Entsorgungsleitungen zu den Bauten und Anlagen sind so aus­
zubilden, dass sie der Art der möglichen Rutschereignisse, unter Beachtung der 
gemäss der Gefahrenzone ausgewiesenen Gefahrenstufe, ohne Leck standhal­
ten. 

3 Die massgebenden Einwirkungen der Rutschgefahr sind mit einer Baugrund­
untersuchung im Rahmen eines geologischen Gutachtens zu ermitteln und die 
baulichen Schutzmassnahmen daraus abzuleiten. 

4 In Arealen, die innerhalb von Gefahrenzonen Rutschung, mittlere Gefährdung 
liegen, darf grundsätzlich nicht versickert werden. Ist eine Versickerung auf­
grund der Bodenbeschaffenheit trotzdem möglich, so ist dies mit einem geolo­
gischen Gutachten nachzuweisen und zu begründen. 

Seite 20 

Kommentarspalte 

Der Gemeinderat kann in Ergän­
zung zu den übergeordneten An­
forderungen an ein Gutachten, 
weitere Abklärungen verlangen. 

Zu beachten sind die Empfehlun­
gen und Massnahmen des GEP 
Füilinsdorf.


